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1. Vorbemerkung 
 
Um den wachsenden Herausforderungen in der Krebsbekämpfung besser be-
gegnen zu können, wurde im Jahr 2008 der Nationale Krebsplan ins Leben ge-
rufen. Die Ersatzkassen begrüßen die mit dem Referentenentwurf für ein 
Krebsplan-Umsetzungsgesetz nunmehr avisierte Umsetzung zweier zentraler 
Ziele des Nationalen Krebsplans. Als prioritäre Handlungsfelder wurden vom 
gesundheitspolitischen Umsetzerkreis (GEPUK) die Weiterentwicklung der 
Krebsfrüherkennung und die Weiterentwicklung der onkologischen Versor-
gungsstrukturen und deren Qualität festgelegt. Der vorliegende Entwurf kon-
zentriert sich auf diese beiden Bereiche und sieht umfangreiche Neuregelungen 
vor.  
 
Über organisierte Krebsfrüherkennungsprogramme soll insbesondere die in-
formierte Teilnahme an den in ihrem Nutzen belegten Früherkennungsuntersu-
chungen gesteigert und wirksamer werden. Schon die sehr unterschiedlichen 
Inanspruchnahmeraten der gesetzlichen Früherkennungsangebote zu Gebär-
mutterhalskrebs und Darmkrebs legen nahe, dass die spezifischen Anforde-
rungen an die organisierten Krebsfrüherkennungsprogramme hinsichtlich Ein-
ladungsverfahren, Qualitätssicherung und Erfolgskontrolle unterschiedlich sein 
werden; nicht zuletzt auch mit Blick auf das Aufwand-Nutzenverhältnis. Inso-
fern ist die weitere inhaltliche und organisatorische Ausgestaltung der gesetz-
lichen Vorgaben beim Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) richtig angesie-
delt.  
 
Im Fokus der Stellungnahme des vdek steht die geplante flächendeckende Imp-
lementierung klinischer Krebsregister durch die Länder. Die Ersatzkassen se-
hen in diesem Instrument grundsätzlich große Chancen, eine hohe Qualität in 
der ambulanten und stationären onkologischen Versorgung ihrer Versicherten 
deutschlandweit abzusichern. Dies kann aber nur gelingen, wenn effiziente 
Strukturen und Prozesse nach bundeseinheitlichen Rahmenbedingungen ge-
schaffen werden. Ziel muss es sein, möglichst rasch eine strukturierte und ver-
pflichtende Erfassung aller relevanten Daten zu einer Behandlung zu erhalten. 
Mithilfe dieser Daten lassen sich dann qualifizierte Aussagen über den aktuel-
len Versorgungsstand ableiten, Defizite erkennen und Verbesserungsbedarfe 
ablesen. Die Chancen, die eine gesetzliche Verankerung bietet, sollten für eine 
Neuausrichtung der klinischen Krebsregister genutzt werden. Die Neuausrich-
tung sollte sich an den Erfordernissen und nicht an der Historie orientieren. 
Dabei sollte grundsätzlich der Nutzen der Patienten und der Versichertenge-
meinschaft im Mittelpunkt stehen. 
 
Diese Stellungnahme wird ergänzend zur Stellungnahme des GKV-
Spitzenverbandes (GKV-SV) abgegeben.  
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2. Beabsichtigte Neuregelungen 
 
Mit dem Gesetzesentwurf sollen die Ziele 1 - 3 und 8 aus den Handlungsfel-
dern 1 und 2 des Nationalen Krebsplanes erreicht werden, die vom gesund-
heitspolitischen Umsetzerkreis (GEPUK) zur Umsetzung priorisiert worden sind: 
Danach sollen  
 
- die Inanspruchnahme der im Nutzen belegten Krebsfrüherkennungspro-

gramme gesteigert,  
- die europäischen Empfehlungen an populationsbasierte Screeningprogramme 

berücksichtigt,  
- die Krebsfrüherkennungsprogramme unter Einbindung der epidemiologi-

schen Landeskrebsregister evaluiert und  
- die Qualitätsberichterstattung durch den flächendeckenden Ausbau klinischer 

Krebsregister aussagekräftiger gemacht werden.  
 
 
Krebsfrüherkennung 
 
Der vorliegende Gesetzentwurf beabsichtigt, die Krebsfrüherkennung weiterzu-
entwickeln. Hauptziel ist eine Senkung der Krebsmortalität. Kernelement ist 
eine gesetzliche Einführung von Krebsfrüherkennungsprogrammen, zu denen 
insbesondere ein Einladungswesen sowie eine umfassende Evaluation inklusive 
des Abgleichs mit Krebsregistern gehört. Sofern die europäische Union (EU) 
eine entsprechende Leitlinie zur Qualitätssicherung von Früherkennungspro-
grammen veröffentlicht hat, soll diese künftig vom G-BA umgesetzt werden. 
Abweichungen sind nur mit Begründung möglich. Um die informierte Entschei-
dung sowie die Patientenrechte zu stärken, soll der Versicherte mit der Einla-
dung zu der jeweiligen Krebsfrüherkennungsuntersuchung umfassend über die 
Chancen und Risiken informiert werden sowie explizit in die Datennutzung zu 
Qualitätssicherungszwecken einwilligen. Da bei jedem Programm Besonderhei-
ten zu beachten sind, wird ferner die Möglichkeit eröffnet, vorab im Rahmen 
einer Erprobung eine geeignete inhaltliche und organisatorische Ausgestaltung 
zu evaluieren. 
 
 
Klinische Krebsregister 
 
Die Länder werden durch das Gesetz zur Einrichtung klinischer Krebsregister 
verpflichtet. Sie haben im Betrieb sicherzustellen, dass für die Datenerhebung 
der bundesweit einheitliche Datensatz („ADT-Datensatz“) verwendet wird. Die-
ser Datensatz soll möglichst vollzählig erhoben und jährlich landesbezogen 
ausgewertet werden. Über die Festlegung von regionalen Einzugsgebieten und 
Melderegelungen soll eine flächendeckende Krebsregistrierung erreicht wer-
den. 
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Die Krankenkassen sollen den Betrieb der klinischen Krebsregister über eine 
fallbezogene Pauschale fördern. Dafür soll der GKV-SV bis zum 31.12.2013 
einheitliche Förderungsvoraussetzungen beschließen. Fach- und Interessens-
verbände sowie Ländervertreter sind daran zu beteiligen; PKV und Beihilfeträ-
ger auch, sofern sie den Betrieb klinischer Krebsregister ebenfalls fördern.  
 
Die Landesverbände der Krankenkassen und die Ersatzkassen prüfen auf An-
trag, ob ein klinisches Krebsregister die Fördervoraussetzungen erfüllt und ei-
ne Zusammenarbeit mit den epidemiologischen Registern gewährleistet ist. Bei 
positivem Ergebnis sind die Krankenkassen zur Zahlung einer fallbezogenen 
Pauschale in Höhe von 94 Euro für jede verarbeitete Erstmeldung an das klini-
sche Krebsregister verpflichtet. Ab 2015 erhöht sich die Pauschale um die Be-
zugsgröße nach § 18 Absatz 1 SGB IV. Die Landesverbände der Krankenkassen 
und die Ersatzkassen können mit dem Land eine abweichende Höhe der Pau-
schale aufgrund regionaler Besonderheiten vereinbaren. Ein Konfliktlösungs-
mechanismus ist nicht vorgesehen. 
 
In einer Übergangsphase bis zum 31.12.2018 sind die Krankenkassen auch 
verpflichtet, die fallbezogene Pauschale an Register zu zahlen, welche die För-
derbedingungen noch nicht erfüllen.  
 
Für die Meldung eines Leistungserbringers an ein klinisches Krebsregister er-
hält dieser vom Krebsregister eine Vergütung. Die Kassen wiederum erstatten 
dem klinischen Krebsregister die hierfür entstandenen Kosten. Über die Höhe 
der Vergütung einigen sich die Kassenärztliche Bundesvereinigung, die Deut-
sche Krankenhausgesellschaft und der GKV-SV in einem Vertrag bis zum 
31.12.2013. Für den Fall der Nichteinigung ist ein Schiedsverfahren vorgese-
hen. 
 
Die klinischen Krebsregister, ihre Auswertungsstellen und der G-BA werden zur 
Zusammenarbeit bei der Qualitätssicherung in der onkologischen Versorgung 
verpflichtet. Daneben wird der G-BA verpflichtet, bis zum 31.12.2013 eine An-
gleichung der Dokumentationsanforderung der strukturierten Behandlungspro-
gramme (DMP) an den „ADT-Datensatz“ vorzunehmen. Der GKV-SV erstellt ab 
2018 alle fünf Jahre einen bundesweiten Ergebnisbericht auf Basis der Landes- 
sowie der G-BA-Auswertungen. 
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3. Grundsätzliche Positionen des vdek zu den klinischen Krebsregistern 
und Stellungnahme zum Referentenentwurf zum Gesetz zur Umset-
zung von Empfehlungen des Nationalen Krebsplans   

 
Die Ersatzkassen begrüßen ausdrücklich das Ansinnen des Gesetzgebers, die  
Krebsfrüherkennung zu stärken und über eine gesetzliche Verankerung der 
klinischen Krebsregister eine Verbesserung der Qualität in der onkologischen 
Versorgung erreichen zu wollen. Klinische Krebsregister dienen nach Auffas-
sung der Ersatzkassen der systematischen Sammlung, Auswertung und Be-
richterstattung der medizinischen Versorgung onkologisch erkrankter Men-
schen. Durch eine strukturierte und verpflichtende Erfassung aller relevanten 
Daten zu einer Behandlung können durch die Auswertung dieser Daten qualifi-
zierte Aussagen darüber getroffen werden, wie es um die onkologische Versor-
gung in Deutschland steht. Klinische Krebsregister können somit eine verlässli-
che Datenbasis schaffen, die den aktuellen Versorgungsstand abbildet und es 
ermöglicht, Defizite in der Versorgung zu erkennen und daraus Verbesserun-
gen für die Versorgung abzuleiten. Klinische Krebsregister können somit einen 
wertvollen Beitrag zur Qualitätssicherung und –förderung der onkologischen 
Versorgung in Deutschland leisten. Zwingende Voraussetzung dafür ist, dass 
sie in ihrer Struktur, Datenerfassung, Zählweise und Berichterstattung einheit-
lich und damit deutschlandweit vergleichbar sind und dass eine flächende-
ckende Datenerfassung erfolgt. 
 
Aus Sicht der Ersatzkassen sind die vorliegenden Regelungen in verschiedenen 
Punkten noch nicht geeignet, die vom Gesetzgeber intendierte Verbesserung 
der Versorgungsqualität effizient und nachhaltig zu realisieren. Aus diesem 
Grund zeigen wir in dieser Stellungnahme Alternativen auf, wie eine gesetzliche 
Regelung zu klinischen Krebsregistern aus Sicht der Ersatzkassen aussehen 
sollte. Im Fokus steht dabei der Aufbau einer wirtschaftlichen und effizienten 
Struktur, welche Nutzen für den einzelnen Patienten bringen soll. Ergänzend 
wird in dieser Stellungnahme auch auf einzelne Paragraphen eingegangen.  
 
Verpflichtung zur Datenlieferung im SGB V verankern 
 
Zur Gewinnung belastbarer Ergebnisse aus der Dokumentation der onkologi-
schen Versorgung ist die flächendeckende Erfassung der Daten in Deutschland 
notwendig. Der Gesetzgeber plant, diese Flächendeckung über die Festlegung 
von regionalen Einzugsgebieten der klinischen Krebsregister zu erreichen. Er 
geht damit von der Vorstellung des Modellprogramms zur Verbesserung der 
onkologischen Versorgung (1981-1998) aus. Danach bedarf es in jedem Bun-
desland mehrerer regionaler Krebsregister, denen jeweils ein festes Einzugsge-
biet zugeordnet ist. Eine dezentrale Struktur – zumindest hinsichtlich der Da-
tenerhebung und -auswertung – kann die gesetzten Ziele aber nicht erreichen. 
Vielmehr bedarf es einer entsprechenden Verpflichtung zur Datenlieferung, die 
in das SGB V aufgenommen werden sollte.  
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Deutschlandweite Vertrauensstelle schaffen 
 
Die Ersatzkassen schlagen vor, eine zentrale, deutschlandweite Vertrauensstel-
le zu schaffen. An diese Vertrauensstelle werden die von den Leistungserbrin-
gern verpflichtend zu meldenden Daten in standardisierter und elektronischer 
Form übermittelt, pseudonymisiert und patientenbezogen zusammengefasst. 
Die Vertrauensstelle bedient dann die klinischen Krebsregister der Länder, von 
denen es pro Bundesland ausdrücklich eines im Sinne dieses Gesetzes geben 
darf, mit den erforderlichen Daten. Die epidemiologischen Krebsregister erhal-
ten entweder direkt von der Vertrauensstelle oder über das klinische Krebsre-
gister des Landes die für ihre Zwecke erforderlichen Daten. Des Weiteren wer-
den Daten an die Stellen geliefert, die sie auf gesetzlicher Basis für Zwecke der 
einrichtungs- und sektorenübergreifenden Qualitätssicherung sowie für das 
Disease-Management-Programm Brustkrebs (DMP Brustkrebs) verwenden. 
Auch der G-BA erhält von der Vertrauensstelle die Daten, die erforderlich sind, 
um damit bundesweite Auswertungen zu erstellen. 
 
Nach dem Verständnis der Ersatzkassen liegt die Pflicht und Verantwortung zur 
Datenerfassung bei demjenigen, der die Daten, zum Beispiel durch Diagnostik 
und Behandlung, generiert. Das sind im Falle der Krebsbehandlung Vertrags-
ärzte und Krankenhäuser. Wie in anderen gesetzlichen Qualitätssicherungsver-
fahren üblich, hat daher dort die Datenerfassung zu erfolgen. Die von Patholo-
gen per Arztbrief übermittelten Befunde gehen in die Krankenakten der Leis-
tungserbringer und damit von dort aus sowohl in die klinische als auch in die 
epidemiologische Krebsregistrierung ein. Gesonderte Datenlieferungen von 
Pathologen an epidemiologische Landeskrebsregister würden sich damit erüb-
rigen. 
 
Da aus Gründen der Vergleichbarkeit und Transparenz der Qualitätsberichter-
stattung eine Vollerhebung unverzichtbar ist, müssen die Daten vom Leis-
tungserbringer ohne Frage standardisiert in elektronischer Form dokumentiert 
und an die Vertrauensstelle übermittelt werden. Eine Übersendung von Arzt-
briefen, wie es die Begründung des Gesetzesentwurfs zumindest in Betracht 
zieht, ist in einem Leistungsbereich, in dem jährlich mindestens 493.380 Erst-
meldungen und eine Vielzahl von Verlaufsmeldungen erzeugt werden, weder 
realistisch noch wirtschaftlich. 
  
Klinische Krebsregister sollen sich in Zukunft auf ihre Kernaufgabe, der Quali-
tätssicherung konzentrieren und nicht mit großem Aufwand händisch erfasste 
Bögen nacherfassen und die Inhalte auf Validität überprüfen. Daher auch der 
Vorschlag der Ersatzkassen, die Datenerfassung zentralisiert, standardisiert 
und elektronisch durchzuführen. Sie ist von den eigentlichen Maßnahmen der 
Qualitätssicherung beziehungsweise Verwendung der Daten abzukoppeln. 
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Ein Klinisches Krebsregister pro Bundesland 
 
Hinsichtlich der Zuständigkeitsstruktur schlagen die Ersatzkassen folgende Re-
gelungen vor: Die Länder werden verpflichtet, in jedem Bundesland ein klini-
sches Krebsregister einzurichten. Eine Zusammenarbeit und gegebenenfalls 
Zusammenführung mit dem epidemiologischen Register des Landes ist sicher-
zustellen. Die Kosten für den Aufbau des Registers trägt das Land. Die Länder 
werden weiterhin verpflichtet, eine gemeinsame, bundesweite Vertrauensstelle 
zu bilden und zu finanzieren. 
 
Ausgestaltung der Klinischen Krebsregister durch den G-BA  
 
Dem G-BA und nicht dem GKV-SV wird die Kompetenz übertragen, im Rahmen 
einer Richtlinie die Förderungsvoraussetzungen sowie die Aufgaben für klini-
sche Krebsregister zu bestimmen. Er soll Festlegungen hinsichtlich eines bun-
desweit einheitlichen Datensatzes auf Basis des ADT-Datensatzes, des Daten-
satzes für das DMP Brustkrebs sowie des Datensatzes für das einrichtungs- 
und sektorenübergreifende Qualitätssicherungs-Verfahren „Kolorektales Karzi-
nom“ treffen. Darüber hinaus soll er eine genaue Abgrenzung vornehmen, wel-
che Aufgaben die klinischen Krebsregister im Rahmen der sektorenübergrei-
fenden Qualitätssicherung haben bzw. welche Aufgaben den im Rahmen der 
Umsetzung der Richtlinie über die einrichtungs- und sektorenübergreifende 
Maßnahmen der Qualitätssicherung (Qesü-Richtlinie) zu bildenden Landes-
strukturen (Landesarbeitsgemeinschaften) übertragen werden können. Ebenso 
ist eine einheitliche Vorgabe für die Softwareindustrie erforderlich, um das In-
strumentarium für die Datenerfassung und –übermittlung überhaupt verfügbar 
zu machen. Die Fach- und Interessensverbände erhalten Gelegenheit zur Stel-
lungnahme.  
 
Finanzierung 
 
Die Ersatzkassen begrüßen, dass der Gesetzgeber die Verantwortlichkeit der 
Länder deutlich formuliert, dies betrifft insbesondere die Finanzierung der In-
vestitionskosten, anteilige Betriebskosten und Kosten für landesbezogene 
Auswertungen der klinischen Krebsregister. 
 
Damit klinische Krebsregister einen wertvollen Beitrag zur Qualitätssicherung 
und –förderung der onkologischen Versorgung in Deutschland leisten können, 
ist eine angemessene Finanzierung unerlässlich. Dabei gilt der Grundsatz: Alle 
Verantwortlichen und Nutzer klinischer Krebsregister sind an der Finanzierung 
regelhaft zu beteiligen; dies sind neben der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) auch die private Krankenversicherung (PKV) und die Bundesländer. Unter 
einer angemessenen Finanzierung verstehen die Ersatzkassen auch eine Finan-
zierung von Landesregisterstellen. Da aber in einigen Bundesländern bereits 
funktionierende Landesregister existieren, wäre es nicht sachgerecht, einen in 
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seiner Höhe festgelegten Eurobetrag an die Krebsregister abzuführen. Die Fi-
nanzierung sollte unter Einbeziehung aller Verantwortlichen sichergestellt wer-
den. Dabei muss berücksichtigt werden, inwieweit eine Finanzierung von klini-
schen Krebsregistern durch die GKV bereits in der Vergangenheit erfolgt ist, 
zum Beispiel über Zuschläge für Zentren und Schwerpunkte. Diese gilt es dann 
ab- und herauszulösen durch eine gemeinsame Finanzierung eines klinischen 
Landeskrebsregisters. 
 
 
4. Stellungnahme zu einzelnen Regelungen 
 
Artikel 1 (Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch) 
Nr. 3 
§ 25 Absatz 2 und 4 
 
Beabsichtigte Neuregelung 
 
Die bisherigen Altersgrenzen für die Krebsvorsorgeuntersuchungen von 20 
Jahren bei den Frauen und 45 Jahren bei den Männern werden auf einheitlich 
18 Jahre geändert. Alles Nähere wird in die Hände des G-BA gelegt. 
 
Stellungnahme vdek 
 
Die Änderung wird begrüßt. Bereits heute wird mit dem Hautkrebs-Screening 
ab 35 Jahre für beide Geschlechter von den bisherigen Vorgaben abgewichen. 
 
Änderungsvorschlag vdek 
 
Keiner. 
 
 
 
Artikel 1 (Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch) 
Nr. 3 
§ 25 Absatz 6 – neu -   
 
Beabsichtigte Neuregelung 
 
Krebsfrüherkennungsuntersuchungen, für die es veröffentlichte Leitlinien zur 
Qualitätssicherung von Krebsfrüherkennungsprogrammen der EU gibt, sollen 
als organisiertes Krebsfrüherkennungsprogramm angeboten werden. Hierzu 
gehört insbesondere ein Einladungssystem, die umfassende Information des 
Versicherten über Nutzen und Risiken der Untersuchung sowie eine umfangrei-
che Qualitätssicherung, die auch einen Abgleich mit den Krebsregistern er-
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möglicht. Die Kosten für den Abgleich sollen von den Krankenkassen getragen 
werden. 
 
Stellungnahme vdek 
 
Der vdek begrüßt die vorgesehene Änderung grundsätzlich. Über organisierte 
Krebsfrüherkennungsprogramme soll insbesondere die informierte Teilnahme 
an den in ihrem Nutzen belegten Früherkennungsuntersuchungen gesteigert 
und wirksamer werden. Schon die sehr unterschiedlichen Inanspruchnahmera-
ten der gesetzlichen Früherkennungsangebote zu Gebärmutterhalskrebs und 
Darmkrebs legen aber nahe, dass die spezifischen Anforderungen an die orga-
nisierten Krebsfrüherkennungsprogramme hinsichtlich Einladungsverfahren, 
Qualitätssicherung und Erfolgskontrolle unterschiedlich sein werden; nicht zu-
letzt auch mit Blick auf das Aufwand-Nutzenverhältnis. Insofern ist die weitere 
inhaltliche und organisatorische Ausgestaltung der gesetzlichen Vorgaben 
beim G-BA richtig angesiedelt.  
 
Kritisch gesehen wird, dass der Abgleich mit epidemiologischen oder mit klini-
schen Krebsregistern erfolgen soll. Die Erfahrungen aus dem Mammografie-
Screening zeigen, dass die Zahl der datenabgleichenden Stellen so weit wie 
möglich reduziert werden sollte. Aus diesem Grund sollte der Abgleich aus-
schließlich mit den epidemiologischen Krebsregistern erfolgen, da hier maxi-
mal ein Register pro Bundesland besteht (für die neuen Bundesländer gibt es 
sogar ein gemeinsames epidemiologisches Krebsregister). So ist es bereits 
auch in der Krebsfrüherkennungs-Richtlinie im Rahmen des Mammografie-
Screenings geregelt.  
 
Bezüglich der Kosten ist zu hinterfragen, warum eine Aufgabe von gesamtge-
sellschaftlichem Interesse einseitig den Krankenkassen aufgebürdet werden 
soll. Hier sollte klar gestellt werden, dass auch der Verband der privaten Versi-
cherungen sowie die Träger der Kosten nach den beamtenrechtlichen Vor-
schriften analog der Regelung in § 65c Absatz 6 SGB V – neu - entsprechend 
zu beteiligen sind. 
 
Ferner wird ein Bestandsschutz für das Mammografie-Screening gefordert. 
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Änderungsvorschlag vdek 
 
In Satz 4 ist „der klinischen Krebsregister“ zu streichen.  
 
Satz 5 ist wie folgt zu ändern: 
 
„Die entstehenden Kosten werden von den Krankenkassen, dem Verband der 
privaten Krankenkassen und den Trägern der Kosten nach beamtenrechtlichen 
Vorschriften übernommen, sofern ihre Versicherten an dem jeweiligen Krebs-
früherkennungsprogramm teilnehmen.“ 
 
 
Artikel 1 (Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch) 
Nr. 3 
§ 25 Absatz 7 – neu -   
 
Beabsichtigte Neuregelung 
 
Bereits bestehende Krebsfrüherkennungsuntersuchungen sollen innerhalb von 
zwei Jahren in ein organisiertes Früherkennungsprogramm überführt werden, 
wenn hierzu Europäische Leitlinien nach Absatz 6 vorliegen. Für das Einla-
dungswesen sollen die Daten der Krankenkassen verwendet werden können. 
Die Daten zur Qualitätssicherung, insbesondere die Befunddaten und die Daten 
zum Abgleich mit den Krebsregistern, dürfen nur nach vorhergehender schrift-
licher Einwilligung der Versicherten verwendet werden. 
 
Stellungnahme vdek 
 
Grundsätzlich begrüßt der vdek, dass die Patientenautonomie bei der Verwen-
dung der Daten gestärkt werden soll. Dies ist jedoch gegen den ebenfalls im 
Gesetzentwurf enthaltenen Wunsch der Stärkung der Qualitätssicherung abzu-
wägen, welches von übergeordnetem Interesse ist. Ein Anspruch auf Teilnahme 
an der jeweiligen Krebsfrüherkennungsuntersuchung darf daher nur erfolgen, 
wenn die entsprechende Einwilligung der Versicherten vorliegt, da andernfalls 
keine aussagekräftige Evaluation der Qualität, der Mortalität und der Intervall-
karzinome möglich ist. Ärzte könnten sogar gezielt ihren Patienten davon ab-
raten diesen Passus zu unterschreiben und würden so die Evaluation unterlau-
fen.  
 
Analog zu Absatz 6 sollte auch hier der Abgleich auf die epidemiologischen 
Krebsregister beschränkt bleiben, da andernfalls Daten mehrfach gesendet 
werden und mehrfach abgeglichen werden müssen. Hierdurch wird die Fehler-
anfälligkeit erhöht und dies widerspricht auch dem Ziel der Datensparsamkeit. 
 
Ferner wird ein Bestandsschutz für das Mammografie-Screening gefordert. 

vdek-Stellungnahme vom 20.07.2012 zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Um-
setzung von Empfehlungen des Nationalen Krebsplans 

 



 
 
 
 
 
 

 
 

 
 

12 

Änderungsvorschlag vdek 
 
In § 25 Absatz 7 wird nach Satz 2 folgender Satz eingefügt: 
 
„Für bereits vor Inkrafttreten des Gesetzes bestehende Krebsfrüherkennungs-
Programme, die nach den europäischen Leitlinien angeboten werden, kann von 
den Absätzen 6 und 7 abgewichen werden.“  
 
In § 25 Absatz 7 werden Satz 7 und 8 wie folgt geändert: 
 
„Für die Datenerhebungen, -verarbeitungen und –nutzungen zum Zwecke der 
Qualitätssicherung nach Absatz 6 Satz 2 Nummer 4 gilt § 299. Eine Zusam-
menführung der Daten nach Satz 6 und 7 mit Daten der epidemiologischen 
Krebsregister ist unter Beachtung der landesgesetzlichen Vorschriften zuläs-
sig.“ 
 
 
 
Artikel 1 (Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch) 
Nr. 3 
§ 25 Absatz 8 – neu - 
 
Beabsichtigte Neuregelung 
 
Der G-BA erhält die Möglichkeit, Näheres zur inhaltlichen und organisatori-
schen Ausgestaltung der Krebsfrüherkennungsprogramme im Rahmen einer 
Richtlinie zur Erprobung festzulegen.  
 
Stellungnahme vdek 
 
Die Regelung wird vom vdek begrüßt.  
 
Änderungsvorschlag vdek 
 
Keiner. 
 
 

vdek-Stellungnahme vom 20.07.2012 zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Um-
setzung von Empfehlungen des Nationalen Krebsplans 

 



 
 
 
 
 
 

 
 

 

13 
vdek-Stellungnahme vom 20.07.2012 zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Um-

setzung von Empfehlungen des Nationalen Krebsplans 
 

 

Artikel 1 (Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch) 
Nr. 3 
§ 65c – neu - Absatz 1  
 
Beabsichtigte Neuregelung 
 
Diese Regelung verpflichtet die Länder dazu, zum Zweck der Verbesserung der 
Qualität in der onkologischen Versorgung klinische Krebsregister einzurichten. 
Dabei haben die klinischen Krebsregister insbesondere folgenden Aufgaben: 

1. Erfassung der Daten über das Auftreten, die Behandlung und den Verlauf 
aller ambulant und stationär versorgten Krebspatienten ab dem 18. Le-
bensjahr, 

2. Rückmeldung der Auswertungsergebnisse an die Leistungsgerbringer, 
3. Datenaustausch mit anderen regionalen Krebsregistern, 
4. Förderung der interdisziplinären Zusammenarbeit bei der Krebsbehand-

lung, 
5. Beteiligung an der einrichtungs- und sektorenübergreifenden Qualitäts-

sicherung des G-BA, 
6. Zusammenarbeit mit Zentren in der Onkologie, 
7. Datenerfassung für epidemiologische Krebsregister, 
8. Bereitstellung von Daten zur Schaffung von Versorgungstransparenz. 

 
Die Länder sollen in Bestimmungen die Einrichtung und den Betrieb klinischer 
Krebsregister regeln und sicherstellen, dass der bundesweit einheitliche Daten-
satz („ADT-Datensatz“) verwendet wird. Eine flächendeckende klinische Krebs-
registrierung kann auch länderübergreifend sichergestellt werden. 
 
Stellungnahme vdek 
 
Es wird auf die Ausführungen unter Punkt 3 verwiesen. Zusätzlich wird ange-
merkt, dass die Auswertungen für die Leistungserbringer unterjährig erfolgen 
sollten, um schnell auf Qualitätsdefizite reagieren zu können. Außerdem soll-
ten die Auswertungen so gestaltet sein, dass Variationen der Ergebnisse zwi-
schen den Leistungserbringern sichtbar werden. 
 
Hinsichtlich der Aufgabe der Datenerfassung für epidemiologische Krebsregis-
ter wird angemerkt, dass klinische Krebsregister keine Daten an sich erfassen 
können. Die Datenerfassung kann nur dort erfolgen, wo die Daten generiert 
werden, also beim Leistungserbringer. Die klinischen Krebsregister könnten 
aber sehr wohl die ihnen vorliegenden Daten an die epidemiologischen Krebs-
register weiterleiten bzw. von der zentralen Vertrauensstelle zur Verfügung 
gestellt bekommen.  
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Änderungsvorschlag vdek 
 
Es wird auf die grundsätzlichen Änderungsvorschläge unter Punkt 3 verwiesen. 
 
 
 
Artikel 1 (Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch) 
Nr. 3 
§ 65c – neu - Absatz 4  
 
Beabsichtigte Neuregelung 
 
Die Regelung bildet die Grundlage für die Finanzierung des Betriebs klinischer 
Krebsregister. Auf Antrag eines klinischen Krebsregisters stellen die Landes-
verbände der Krankenkassen und die Ersatzkassen fest, ob die Förderungsvor-
aussetzungen erfüllt sind sowie, ob die landesbezogene Flächendeckung und 
eine Zusammenarbeit mit dem epidemiologischen Krebsregister gewährleistet 
sind. Ist der Nachweis erbracht, erhält das klinische Krebsregister für jede Erst-
meldung eine fallbezogene Krebsregisterpauschale von 94 Euro von der Kran-
kenkasse des Betroffenen. Die Landesverbände der Krankenkassen und die Er-
satzkassen können mit dem Land eine andere Pauschale aufgrund regionaler 
Besonderheiten vereinbaren. 
 
Stellungnahme vdek 
 
Für die grundsätzliche Stellungnahme der Ersatzkassen wird auf die Ausfüh-
rungen unter Punkt 3 verwiesen, nach denen eine einheitliche Krebsregister-
pauschale abgelehnt und vielmehr eine landesspezifische Verhandlungslösung 
unter Einbeziehung aller Verantwortlichen und Nutzer vorgeschlagen wird. 
 
Darüber hinaus wird angemerkt, dass eine Prüfung durch die Kassen auf Lan-
desebene, ob eine Flächendeckung gewährleistet ist, dergestalt nicht möglich 
ist. Der Antrag erfolgt durch ein einzelnes Krebsregister, und dennoch sollen 
die Kassen feststellen, dass die Flächendeckung, die nach Auffassung des Ge-
setzgebers über mehrere klinische Krebsregister pro Land realisiert werden 
soll,  gewährleistet ist. Dies kann nicht funktionieren.  
 
Änderungsvorschlag vdek 
 
Es wird auf die grundsätzlichen Änderungsvorschläge unter Punkt 3 verwiesen. 
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